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Für eine Neuausrichtung der Steuerpolitik  
– Aufkommenssicherung und Verteilungsgerechtig-
keit als Richtschnur
von Achim Truger

Von wenigen Ausnahmen abgesehen war 
Steuerpolitik in den vergangenen 15 Jahren im-
mer Steuersenkungspolitik. Fast immer wur-
den diese Steuersenkungen wachstums- und 
beschäftigungspolitisch begründet. Mal ging 
es um Entlastungen zur Entfesselung der Leis-
tungsanreize, mal um die Stärkung des Stand-
ort Deutschlands, wieder ein anderes Mal um 
konjunkturpolitische Stimulierung – an Argu-
menten wurde benutzt, was gerade zu passen 
schien. Im Ergebnis kam es seit 1998 zu gewal-
tigen Senkungen der Steuersätze, vor allem 
bei der Einkommensteuer und weitaus stärker 
noch bei den Kapital- und Unternehmenssteu-
ern. Die schwarz-gelbe Bundesregierung hält 
– im Gegensatz zur SPD – mit dem Wachs-
tumsbeschleunigungsgesetz und ihren immer 
noch nicht ad acta gelegten Plänen aus dem 
Koalitionsvertrag weiter an dieser Politikrich-
tung fest. Dass Steuersenkungen eine solch 
bedeutende wirtschaftspolitische Rolle spie-
len konnten – und dies zum Teil noch heute 
tun – ist mehr als verwunderlich, denn aus öko-
nomischer Sicht sprach nie viel für bedeutend 
positive Wachstums- und Beschäftigungs-
effekte einer solchen Politik. Hinzu kommt, 
dass die konkreten praktischen Erfahrungen in 
Deutschland extrem ernüchternd waren. 

Hochstilisierung von Steuersenkungen 
zum zentralen wachstums- und beschäfti-
gungspolitischen Instrument gescheitert�

Die angebotsseitigen Effekte der Besteu-
erung sind seit langem Gegenstand der fi-
nanzwissenschaftlichen (Lehrbuch-)Literatur. 

�	  Der vorliegende Beitrag lehnt sich stark an die Ausführungen in Truger/
Teichmann (2011), Kapitel 2, an.

Dort werden die Auswirkungen der Besteue-
rung auf wirtschaftlich bedeutende Entschei-
dungen der privaten Haushalte und der Un-
ternehmen ausführlich untersucht (vgl. etwa 
Rosen 1999, 375 ff.). Es lassen sich allerdings 
– auch im Mainstream – keine überzeugenden 
theoretischen oder empirischen Belege für 
starke negative Anreizeffekte der Besteuerung 
und damit entsprechend positiver Effekte von 
Steuersenkungen finden (vgl. ausführlich Cor-
neo 2005).

Nachfrageseitig können Steuersenkungen 
durchaus sinnvoll sein. Defizitfinanzierte Steu-
ersenkungen erhöhen das verfügbare Einkom-
men der privaten Haushalte und damit nach 
Maßgabe der marginalen Konsumquote auch 
die private Nachfrage. Der expansive Effekt 
ist bei unveränderter staatlicher Nachfrage, 
desto größer, je stärker die Bezieher niedriger 
und mittlerer Einkommen entlastet werden, 
da diese eine besonders hohe Konsumquote 
aufweisen. Steuersenkungen sind damit zur 
nachfrageseitigen Konjunkturankurbelung in 
einer Situation mit unterausgelasteten Kapa-
zitäten grundsätzlich geeignet. Allerdings kon-
kurrieren sie mit ausgabenseitigen Maßnah-
men, also einer Erhöhung der Staatsausgaben, 
insbesondere der staatlichen Investitionen, 
der nach akzeptierter Lehrmeinung deutlich 
höhere Multiplikatoren und damit eine deut-
lich höhere konjunkturpolitische Effizienz zu-
geschrieben wird (SVR 2009, S. 166ff. sowie El-
mendorf/Furman 2008). Grundvoraussetzung 
für eine positive nachfrageseitige Wirkung ist 
aber, dass die mit der Steuersenkung einherge-
henden Steuerausfälle auch tatsächlich durch 
höhere Budgetdefizite zwischenfinanziert wer-
den. Wird stattdessen auf der Ausgabenseite 
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„gegengekürzt“, dann dürften gleich große 
Steuer- und Ausgabensenkungen zu einem 
restriktiven Gesamteffekt führen: Der posi-
tive Effekt der Steuersenkungen wird durch 
ausgabenseitige Konsolidierungsmaßnahmen 
überkompensiert. Insofern können Steuersen-
kungen wachstumspolitisch durchaus kontra-
produktiv sein.

Wie zu erwarten waren die konkreten Erfah-
rungen mit Steuersenkungen in Deutschland 
sehr ernüchternd. Die „Steuerreform 2000“ 
setzte ganz auf sehr weit reichende schritt-
weise Senkungen bei der Einkommens- und 
Unternehmensbesteuerung zur Wachstums- 
und Beschäftigungsstimulierung. Auffällig ist, 
dass gerade die Phase der kräftigen Steuer-
senkungen identisch mit der langen Stagnati-
onsphase der deutschen Wirtschaft von 2001 
bis 2005 war, während der Aufschwung 2006 
und 2007 in eine Phase deutlicher Steuererhö-
hungen fällt. Offensichtlich haben die Steuer-
senkungen nicht den erhofften Wachstums-
schub gebracht. Dass sie dies nicht konnten 

und bei nüchterner Betrachtung sogar kontra-
produktiv waren, liegt genau an den beschrie-
benen Interaktionen mit der Ausgabenseite. 
Weil die damalige Bundesregierung an den 
Stabilitäts- und Wachstumspakt gebunden 
war, begann sie – ebenso wie die Länder- und 
kommunalen Haushalte – spätestens 2003 mit 
drastischer Sparpolitik auf der Ausgabenseite, 
was mögliche positive Wachstumseffekte der 
Steuersenkungen negativ überkompensierte 
(vgl. Truger 2004 und 2009a).

Nebenwirkungen für Staatsfinanzierung 
und Verteilungsgerechtigkeit katastrophal

Die Steuersenkungen verfehlten nicht nur 
ihr eigentliches Ziel, die Stärkung von Wachs-
tum und Beschäftigung, sie waren auch mit 
gravierenden Nebenwirkungen verbunden. Vor 
allem schwächten sie die durch die schlechte 
wirtschaftliche Performance ohnehin schon 
geschwächte Finanzierungsbasis des Staates 
empfindlich. (vgl. ausführlich Truger 2009). 
Abbildung 1 zeigt die fiskalischen Nettoeffekte 
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Abbildung 1: Auswirkungen von Steuerrechtsänderungen durch die verschiedenen Regierungs-
koalitionen seit 1998 (2000 bis 2013) in Mrd. Euro

Quelle: Bundesfinanzministerium; eigene Berechnungen.
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der Änderungen des Steuerrechts seit 1998 für 
die Jahre 2000 bis 2013 und ordnet sie den je-
weils amtierenden Bundesregierungen zu. Sie 
wurden durch Addition und ggf. Fortschrei-
bung der vom Bundesfinanzministerium 
veröffentlichten Finanztableaus ermittelt. Es 
handelt sich um Nettoeffekte, d.h. zwischen-
zeitliche Steuererhöhungen sind in den Zahlen 
berücksichtigt und mit den quantitativ weit-
aus bedeutenderen Steuersenkungen saldiert. 

Nach drastischen Steuersenkungen durch 
die rot-grüne Bundesregierung, insbesondere 
die so genannte Steuerreform 2000, kam es 
seit 2006 zunächst im Zuge der Konsolidie-
rungsbemühungen der großen Koalition zu 
kompensierenden Mehreinnahmen, insbeson-
dere aufgrund der Erhöhung der Umsatzsteuer. 
Hätte es danach keine weiteren Änderungen 
gegeben, hätten sich die Aufkommensverluste 
in etwa bei der Hälfte der durch die rot-grü-
nen Reformen induzierten Werte stabilisiert. 
Im Rahmen der Konjunkturpakete wurden 

dann jedoch weitere Steuersenkungen ver-
abschiedet, so dass im Jahr 2009 die von den 
zuvor beschlossenen Maßnahmen der großen 
Koalition herrührenden Mehreinnahmen be-
reits fast wieder aufgezehrt waren. Trotzdem 
setzte auch die seit Herbst 2009 regierende 
schwarz-gelbe Koalition mit dem so genann-
ten Wachstumsbeschleunigungsgesetz auf 
weitere Steuersenkungen. Insgesamt belaufen 
sich die Einnahmenverluste aller Gebietskör-
perschaften aufgrund der Steuersenkungspo-
litik seit 1998 in diesem Jahr auf rund 51 Mrd. 
Euro (2,1 Prozent des BIP). Abbildung 2 zeigt die 
Verteilung der Steuereinnahmenverluste auf 
Bund, Länder und Gemeinden.

Die Schwächung der staatlichen Einnah-
menseite blieb nicht ohne Wirkung. Aufgrund 
des Drucks zur Haushaltskonsolidierung be-
gann spätestens 2003 eine drastische Sparpo-
litik, die international ihresgleichen sucht: Die 
durchschnittliche jährliche Wachstumsrate der 
gesamtstaatlichen Ausgaben lag in Deutsch-
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Abbildung 2: Auswirkungen von Steuerrechtsänderungen seit 1998 auf die Gebietskörper-
schaften (2000 bis 2013) in Mrd. Euro

Quelle: Bundesfinanzministerium; eigene Berechnungen.
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land von 1998 bis 2010 nominal bei nur 1,8 
Prozent. Der Durchschnitt in der alten EU lag 
mit 3,8 Prozent mehr als doppelt so hoch. Im 
betrachteten Zeitraum gab es mit Japan nur 
ein einziges von 32 Ländern, für die die EU-
Kommission (2011) Daten vorhielt, das ein nied-
rigeres Staatsausgabenwachstum verzeich-
nete als Deutschland (Tabelle 1). Das gilt auch 
für die realen, d.h. mit dem (Harmonisierten) 
Verbraucherpreisindex deflationierten Staats-
ausgaben, die in Deutschland annähernd sta-
gnierten, während sie im EU-15-Durchschnitt 
immerhin um 1,8 Prozent pro Jahr zunahmen.

Verschlimmert wird die fiskalisch katastro-
phale Bilanz der Steuerpolitik dadurch, dass sie 
die ohnehin trendmäßig zunehmende Schief-

lage der Einkommens- und Vermögensvertei-
lung weiter verschärft hat. Unternehmen und 
reiche Haushalte profitierten weit überpropor-
tional. Die zwischendurch umgesetzten Steu-
ererhöhungen – vor allem die Mehrwertsteu-
ererhöhung 2007  – trafen dagegen besonders 
die Bezieher unterer und mittlerer Einkom-
men. Diese Politik hat die Staatsfinanzierung 
in Deutschland in einen Teufelskreis getrie-
ben: Die verursachten Kürzungen staatlicher 
Leistungen und der Sozialabbau verbunden 
mit dem Gefühl einer ungerechten Lastenver-
teilung führen zu Forderungen nach weiteren 
Steuersenkungen, die wiederum in Kürzungen 
und weiteren Ungerechtigkeiten einmünden. 
Diesen Teufelskreis gilt es durch eine Neuaus-
richtung der Steuerpolitik zu durchbrechen.

Tabelle 1: Durchschnittliche jährliche Wachstumsraten der gesamten Staatsausgaben  
von 1998 bis 2010 im internationalen Vergleich in Prozent

nominal real1 nominal real1

EU-27 4.0 1.5 Spanien 6.6 3.7 
EU-15 3.8 1.8 Großbritannien 6.5 4.5 
EWU-17 3.7 1.7 USA 6.3 3.8 
EWU-12 3.7 1.7 Norwegen 6.2 4.1 
Rumänien 25.9 7.5 Portugal 5.7 3.2 
Irland 11.8 9.1 Tschechien 5.6 3.1 
Lettland 10.8 5.7 Niederlande 5.0 2.8 
Island 10.1 4.3 Malta 4.9 2.4 
Estland 9.4 5.1 Belgien 4.1 2.0 
Bulgarien 9.6 3.4 Finnland 4.0 2.2 
Zypern 8.5 5.8 Frankreich 3.8 2.0 
Slowenien 8.2 3.3 Dänemark 3.7 1.6 
Ungarn 7.9 1.5 Italien 3.2 1.0 
Polen 7.7 3.8 Schweden 3.2 1.4 
Luxemburg 7.6 4.8 Österreich 3.2 1.4 
Slowakische Republik 7.0 1.7 Schweiz 2.3 –
Griechenland 6.7 3.3 Deutschland 1.8 0.2 
Litauen 6.6 3.8 Japan -0.5 -0.2

1) deflationiert mit dem (Harmonisierten) Verbraucherpreisindex. Quelle: Europäische Kommission (2011); eigene Berechnungen
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Neuausrichtung Teil I: 
Deutliches Mehraufkommen zur Stärkung 
der staatlichen Handlungsfähigkeit und für 
zentrale Zukunftsinvestitionen erforderlich

Die Finanzpolitik steht vor gewaltigen Her-
ausforderungen. Angesichts der drastischen 
strukturellen Unterfinanzierung hat sie es 
schon schwer genug, die Handlungsfähigkeit 
des Staates auf den traditionellen Gebieten 
aufrecht zu erhalten. Hinzu kommt der Bedarf 
an bislang vernachlässigten zentralen Zu-
kunftsinvestitionen in Bildung und Forschung 
sowie traditionelle und ökologische Infra-
struktur. Aufgrund der drastischen Sparpoli-
tik der jüngeren Vergangenheit sind die Spiel-
räume für eine Finanzierung über Kürzungen 
bei anderen Ausgaben gering. Gleichzeitig 
verhindert die im Sommer 2009 im Grundge-
setz verankerte so genannte Schuldenbremse 
eine Finanzierung der Investitionen über eine 
höhere Staatsverschuldung – im Gegenteil 
aufgrund der immer noch hohen struktu-
rellen Defizite in den öffentlichen Haushal-
ten erhöht sie sogar den Finanzbedarf des 
Staates zur Haushaltskonsolidierung. Will die 
Gesellschaft vor diesen Herausforderungen 
nicht kapitulieren, sondern am Ziel des Aus-
baus der zentralen Zukunftsinvestitionen bei 
gleichzeitiger Einhaltung der Schuldenbrem-
se festhalten, dann muss die staatliche Ein-
nahmenseite wieder gestärkt werden.

Der anzusetzende Finanzbedarf ist dabei 
riesig. Es besteht weitgehend Konsens darü-
ber, dass öffentliche Investitionen, z.B. in die 
Infrastruktur, von zentraler Bedeutung für 
Wachstum und Beschäftigung sind. Konsens 
dürfte mittlerweile zudem sein, dass es aus 
ökonomischer Sicht nicht ausreicht, lediglich 
den traditionellen Investitionsbegriff der 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung oder 
der Finanzstatistik anzuwenden, die letztlich 
lediglich Investitionen „in Beton“ abbilden. 
Mindestens ebenso wichtig sind aufgrund von 
externen Effekten Investitionen in Human-
kapital und Forschung und Entwicklung (vgl. 

Romer 1994), die in der traditionellen Statis-
tik jedoch als „konsumtive“ Ausgaben beim 
Staatsverbrauch verbucht werden. 

Schon allein für die traditionellen „Inves-
titionen in Beton“, bedürfte es einer dauer-
haften Aufstockung um gut 30 Mrd. Euro (1,2 
Prozent des BIP), wenn Deutschland nur zum 
durchschnittlichen Investitionsniveau in der 
anderen Länder in der alten EU-15 aufschlie-
ßen wollte. Auf eine ähnliche Zahl kommt 
man für den  – in den letzten Jahren in den 
Fokus der öffentlichen Kritik geratenen 
– Bildungsbereich. So kommt Jaich (2008) zu 
einem laufenden jährlichen Ausgabenbedarf 
von über 30 Mrd. Euro. Im Rahmen des so 
genannten Bildungsgipfels wurde für die Be-
reiche Forschung, Entwicklung und Bildung 
sogar eine Summe von 25 bis 60 Mrd. Euro 
jährlich genannt, wenn bis 2015 die Ausgaben 
für Forschung und Entwicklung sowie Bildung 
auf insgesamt 10 Prozent des BIP angehoben 
werden sollen. Insgesamt liegen die zusätz-
lichen Investitionsbedarfe sicher im hohen 
zweistelligen Milliardenbereich.

Obwohl es wünschbar und durchaus denk-
bar wäre, dass die vorstehend genannten In-
vestitionsbedarfe und Möglichkeiten zu ihrer 
Realisierung im Mittelpunkt der finanzpoli-
tischen Debatte stünden, wird diese ebenso 
wie die tatsächliche Politik vom Thema Haus-
haltskonsolidierung dominiert. Ein wesent-
licher Grund dafür ist die seit Sommer 2009 
im Grundgesetz verankerte Schuldenbrem-
se. Vom Jahr 2016 an darf das strukturelle 
Haushaltsdefizit des Bundes nur noch 0,35 
Prozent des BIP betragen; die Länder dürfen 
sich ab 2020 gar nicht mehr strukturell neu 
verschulden. Aufgrund der Unschärfen, Ge-
staltungsmöglichkeiten und Intransparenzen 
der Schuldenbremse (vgl. Horn et al. 2008; 
Horn et al. 2011) ist es schwierig, den genauen 
strukturellen Konsolidierungsbedarf für die 
deutsche Finanzpolitik in den nächsten Jahren 
festzustellen. Aufgrund der bislang kräftigen 
konjunkturellen Erholung haben sich auch die 
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strukturellen Defizite verringert; im nächsten 
Abschwung ist wieder mit einer Ausweitung 
zu rechnen. Als Untergrenze kann jedoch von 
einem bestehenden strukturellen Defizit von 
mindestens 20 Mrd. Euro pro Jahr ausgegan-
gen werden, das abgebaut werden muss.

Auch über den Investitions- und Konso-
lidierungsbedarf hinaus gibt es durchaus 
noch weitere potenzielle Finanzbedarfe: So 
hat die öffentliche Verwaltung in den ver-
gangenen beiden Jahrzehnten einen gewal-
tigen Schrumpfungsprozess durchlaufen und 
die Löhne und Gehälter der im öffentlichen 
Dienst Beschäftigten sind weit hinter der oh-
nehin schon schwachen gesamtwirtschaft-
lichen Lohnentwicklung zurückgeblieben. Zur 
Korrektur solcher Fehlentwicklungen müss-
ten sicherlich auch noch erhebliche Mittel 
in mindestens hoher einstelliger Milliarden-
summe veranschlagt werden. Gibt es darüber 
hinaus den Wunsch nach einer Aufstockung 
sozialer Leistungen und/oder einer stärkeren 
Steuerfinanzierung der Sozialversicherung, so 
kämen leicht höhere zweistellige Milliarden-
beträge hinzu. Insgesamt kommt man daher 
leicht auf einen mittelfristigen Finanzbedarf 
in der Größenordnung von 100 Mrd. Euro (4 
Prozent des BIP) pro Jahr und mehr.

Neuausrichtung Teil II: 
Mehr Steuergerechtigkeit für eine gleich-
mäßigere Einkommensverteilung, eine 
lebenswertere Gesellschaft und eine leis-
tungsfähigere Wirtschaft

Von ebenso großer Bedeutung wie die Stär-
kung des fiskalischen Ziels der Besteuerung 
ist die Aufwertung des verteilungspolitischen 
Zieles. Dabei handelt es sich erstens um eine 
unter normativen Gesichtspunkten zu recht-
fertigende Korrektur der in den vergangenen 
Jahren eklatant gewachsenen Schieflage der 
Einkommensverteilung in Deutschland: Wie 
die OECD (2008) feststellte, haben in den 
Jahren 2000 bis 2005 in Deutschland Einkom-
mensungleichheit und Armut stärker zuge-

nommen als in jedem anderen OECD Land, 
wozu auch die Steuerpolitik, insbesondere 
über die Reformen bei der Einkommensteuer, 
einen Beitrag geleistet hat (vgl. Haan/Steiner 
2004). Zweitens kann es darüber hinaus ge-
rechtfertigt sein, Wohlhabende und Vermö-
gende, die in der Finanz- und Wirtschaftskrise 
am meisten von den staatlichen Maßnahmen 
zur Stabilisierung des Finanzsektors profitiert 
haben, an den Kosten dieser Maßnahmen zu 
beteiligen. 

Es geht aber über diese traditionell vertei-
lungs- und gerechtigkeitsorientierten Grün-
de hinaus noch um weit mehr: Neuere For-
schungsergebnisse zeigen, dass eine Vielzahl 
drängender sozialer und individueller Pro-
bleme (z.B. Kriminalität, Übergewicht, psy-
chische Erkrankungen) positiv mit dem Grad 
der ökonomischen Ungleichheit korreliert 
sind (Wilkinson/Pickett 2010). Die Forderung 
nach einer Bekämpfung der ökonomischen 
Ungleichheit kann damit nicht als Ausfluss 
einer „Neiddebatte“ diffamiert werden, son-
dern wird zum Schlüssel für die umfassende 
Verbesserung der Lebensqualität in einer 
Gesellschaft. Hinzu kommt, dass in der in-
ternationalen Debatte die ökonomische Un-
gleichheit mittlerweile auch als wesentliches 
Hemmnis für Wachstum und Beschäftigung 
wahrgenommen wird. International führende 
Ökonomen stufen sie und die durch sie ent-
standenen ökonomischen Ungleichgewichte 
als eine der Hauptursachen für die globale 
Finanz- und Wirtschaftskrise ein (vgl. dazu 
Horn et al. 2009; Horn 2011).  

Grundlegendes Steuerreformkonzept ge-
fragt

Die vorstehend dargestellten Argumente 
sprechen insgesamt für eine Steuerreform 
mit deutlichen Mehreinnahmen, die gleich-
zeitig die Schieflage der Einkommensvertei-
lung korrigiert. Die Tatsache, dass die Ein-
kommensteuer neben der Umsatzsteuer die 
vom Aufkommen her tragende Säule des 
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deutschen Steuersystems ist, die wie keine 
andere Steuer die persönlichen Verhältnisse 
der Besteuerten berücksichtigt und gleich-
zeitig progressiv ausgestaltet ist, deutet 
darauf hin, dass sie innerhalb eines umfas-
senden Konzeptes eine sehr wichtige Rolle 
spielen muss. In diese Richtung weist auch 
die Tatsache, dass in der jüngeren Vergan-
genheit die fiskalisch kostspieligen und ver-
teilungspolitisch kontraproduktiven Effekte 
wesentlich durch Änderungen des Einkom-
mensteuertarifs ausgelöst wurden. Aller-
dings kommt dem Einkommensteuertarif 
auch nicht die alleinige Rolle zu. Maßnahmen 
im Bereich der Bemessungsgrundlage der 
Einkommens- und Unternehmensbesteue-
rung (Privilegierung der Kapitaleinkommen 
beenden, Steuerschlupflöcher für Unterneh-
men und Reiche schließen), der Vermögens-
besteuerung (Ausbau der Erbschaftsteuer, 
verfassungskonforme Wiedereinführung der 
Vermögensteuer) sowie der Besteuerung von 
Finanztransaktionen sind ebenfalls von zen-
traler Bedeutung, sowohl was die Aufkom-
menserzielung angeht, als auch was die Kor-
rektur der Einkommensverteilung betrifft. 
Hier weisen die zuletzt innerhalb der SPD 
entwickelten umfassenderen Ansätze (vgl. 
Projektgruppe Steuer- und Abgabenkonzept 
2010; Jusos 2010, SPD 2011) bei so manchen 
Unterschieden im Detail allesamt in die rich-
tige Richtung.	 ó

û  Dr. Achim Truger leitet das Referat Steuer- und Finanzpolitik des Insti-
tuts für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Böck-
ler-Stiftung.
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